
Der Traum einer wunderbaren Zu-
kunft, in der die Energie vom Atom
geliefert wird, reicht nun schon
mehr als 100 Jahre zurück. Fredrick
Soddy und Ernest Rutherford stellten
1901 fest, dass beim Übergang eines
Atomtyps in einen anderen Radioak-
tivität und Energie freigesetzt wer-
den. Bald darauf schrieb Soddy in
populären Zeitschriften, Radioakti-
vität sei möglicherweise eine „uner-
schöpfliche“ Energiequelle, und er
beschwor die Vision einer atomaren
Zukunft mit der Möglichkeit „einen
Wüstenkontinent umzuformen, die
Eiskappen an den Polen aufzutauen
und die ganze Erde in einen lä-
chelnden Garten Eden zu verwan-
deln.“1 Seither sind die Versprechun-
gen eines »atomaren Zeitalters«, in
dem die Kernenergie als globale, Zu-
kunft verheißende Technologie die
Befriedigung menschlicher Bedürf-
nisse garantiert, nie abgerissen.

S oddy erkannte aber auch, dass
Atomenergie möglicherweise den
Weg zur Herstellung schrecklicher

neuer Waffen bereiten könnte. Und es ist
vielleicht bezeichnend, dass in einem von
konkurrierenden, waffenstarrenden Na-
tionalstaaten beherrschten internationa-
len System Atomenergie zum ersten Mal
praktisch eingesetzt wurde, als die Verei-
nigten Staaten 1945 die ersten Atomwaf-
fen bauten und über den japanischen
Städten Hiroshima und Nagasaki zum
Einsatz brachten. Die Bombe war, so die
US-amerikanische Regierung damals, die
„Waffe des Sieges“.

Diese Demonstration der Zerstö-
rungskraft der Atomtechnologie belebte
und stärkte aber auch die Visionen, dass
wirtschaftliche und soziale Probleme ato-
mar lösbar seien. Amerikanische Zeitun-
gen beispielsweise prophezeiten ein nu-
kleares Utopia, „eine Welt mit unbegrenz-
ter Energie und unendlichem Überfluss –
eine Welt, deren einzige Einschränkung das
menschliche Vermögen ist, sich neue Wün-
sche und Bedürfnisse auszudenken.“ 2 Le-
wis Strauss, damaliger Leiter der Atom-
energiekommission der Vereinigten Staa-

ten, erlangte Berühmtheit mit seiner Pro-
phezeiung von 1954, Atomenergie be-
deute, dass „unsere Kinder zu Hause in
den Genuss elektrischer Energie kommen,
die so billig ist, dass es sich nicht lohnt,
Zähler einzubauen“ (to cheap to meter).3

Vor den Augen der Welt wurden in
den vergangenen 60 Jahren riesige Anla-
gen zur Herstellung von hoch angerei-
chertem Uran und Plutonium für Atom-
waffen errichtet. Die Vereinigten Staaten
und die Sowjetunion stellten zehntausen-
de Atomwaffen her, und nacheinander
traten Großbritannien, Frankreich, Chi-
na, Israel, Indien und Pakistan und vor
kurzem vermutlich auch Nordkorea dem
nuklearen Club bei. Etliche weitere Staa-
ten hatten in der Vergangenheit Ambi-
tionen zum Bau von Atomwaffen. Aus
unterschiedlichen Gründen ließen sie da-
von wieder ab. Iran allerdings hält derzeit
an seinem Programm fest.

Gleichzeitig hat die friedliche Nut-
zung der Atomenergie bei weitem nicht
das halten können, was sie ursprünglich
versprochen hatte. Vielmehr führte sie zu
anhaltenden Sicherheitsproblemen, ho-
hen Kosten, nuklearer Weiterverbreitung
und Protesten in der Bevölkerung. In
den Pionierstaaten der Atomtechnologie
wie den USA, Großbritannien und Russ-
land stagniert die Nuklearindustrie seit
langem. Andere Länder haben den
Atomausstieg bereits beschlossen. Die
wenigen neuen Anlagen wurden in Län-
dern wie China und Indien gebaut, die
erst relativ spät in die zivile Nutzung der
Kernenergie eingestiegen sind.

Trotzdem propagieren jetzt einige In-
teressengruppen den gewaltigen Ausbau
der Atomenergie als Mittel gegen den
Klimawandel, der sich nach etwa 100

Jahren der ungebremsten Verbrennung
fossiler Energieträger abzeichnet. Bei
aller Diskussion über die »Renaissance
der Kernenergie« setzt sich langsam aber
auch die Erkenntnis durch, dass die nu-
kleare Zukunft vielleicht doch eher düs-
ter sein könnte.

Im Folgenden gehen wir beispielhaft
auf einige besonders kritische Aspekte
der Weiterverbreitung von Atomwaffen
ein und folgern, dass der massive globale
Ausbau von Atomenergie neue Gefahren
birgt, ohne zur Verhinderung eines Kli-
mawandels einen wesentlichen Beitrag zu
leisten.

Normale Proliferation
von Atomwaffen

Recht früh schon rückte in das Bewusst-
sein, dass ein Atomenergiekomplex für
friedliche Zwecke eingerichtet, dann aber
zum Bau von Atomwaffen genutzt wer-
den kann. Robert Oppenheimer, Leiter
des US-amerikanischen Manhatten-Pro-
jekts, das 1945 die ersten Atombomben
herstellte, vermerkte 1946, was im Falle
eines vollständigen Verbots von Atom-
waffen passieren würde: „Wir würden
keine Atomwaffen herstellen, zumindest
nicht gleich, aber wir würden riesige Anla-
gen bauen, und wir würden diese Anlagen
so auslegen, dass sie mit minimalem Auf-
wand und innerhalb kürzester Zeit für die
Herstellung von Atomwaffen umgerüstet
werden könnten, und würden behaupten,
dass wir das nur für den Fall tun, dass uns
jemand hintergeht; wir würden Uranvor-
räte anlegen; wir würden möglichst viele
Entwicklungen geheim halten; wir würden
unsere Anlagen nicht dahin bauen, wo sie
optimal für die Erzeugung von Strom ein-
gesetzt werden können sondern dahin, wo
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sie am besten gegen feindliche Angriffe ge-
schützt werden können.“ 4

Dabei ist der Größenunterschied
zwischen zivilen und militärischen Nu-
klearprogrammen wichtig. Ein 40-
MW(th)-Reaktor wie der CIRUS in In-
dien produziert genug Plutonium für
etwa zwei Atomwaffen pro Jahr, wäh-
rend bei einem von Indiens kleineren
700-MW(th)-Leistungsreaktoren, der
etwa 220 MW elektrische Leistung lie-
fert, etwa zehn Mal so viel Plutonium
pro Jahr anfällt. Ähnliches gilt für die
Urananreicherung. Zur Herstellung des
niedrig angereicherten Uranbrennstoffs
für einen 1.000-MW(e)-Leistungsreak-
tor sind bis zu 150 tSWU pro Jahr
(oder 150.000 Separative Work Units –
SWU –, ein Maß für die geleistete
Trennarbeit bei der Urananreicherung)
erforderlich,5 während bereits mit ei-
nem Zehntel dieser Kapazität 100 kg
Uran hoch angereichert werden können
– das reicht für mehrere Atomwaffen.

Schon immer haben die Staaten ihre
zivilen und militärischen Ambitionen
und Fähigkeiten im Bereich Atomtech-
nologie miteinander gekoppelt. Großbri-
tannien, Frankreich, China, Israel, In-
dien und Pakistan bauten ihre Atomwaf-
fenprogramme auf der Infrastruktur auf,
die sie vorgeblich für Atomenergie entwi-

ckelt hatten. Irak, Nordkorea und Iran,
sämtlich Unterzeichnerstaaten des nu-
klearen Nichtverbreitungsvertrages
(NVV), versteckten ihre militärischen
Ambitionen hinter Programmen für
»friedliche« Zwecke. Und die USA haben
vor kurzem damit begonnen, Tritium für
ihr Atomwaffenarsenal in zivilen Lei-
stungsreaktoren herzustellen.6

Als Antwort auf den inhärenten
»Dual-Use«-Charakter der Kerntechno-
logie wurde seit den 1950er Jahren das
Sicherungssystem für zivile Atomanla-
gen aufgebaut. Insbesondere müssen
Nicht-Atomwaffenstaaten des später
verhandelten NVV alle ihre zivilen nu-
klearen Anlagen deklarieren und inter-
nationale Inspektionen zulassen. Sie
würden so riskieren, dass die Abzwei-
gung signifikanter Mengen von Nukle-
armaterial für heimliche Atomwaffen-
programme aufgedeckt würde.7 Diese
Bemühungen waren nicht immer erfolg-
reich. Vor allem die Vereinigten Staaten
wollen daher dem Irak, dem Iran, Nord-
korea sowie vielen anderen Ländern
zentrale Elemente des nuklearen
Brennstoffzyklus vorenthalten und
schlagen vor, in Zukunft den Zugang
zur Urananreicherung und Wiederaufar-
beitung auf wenige Staaten zu begren-
zen, obwohl der NVV allen Unterzeich-

nerstaaten das Recht zu spricht, diese
Technologien zu entwickeln und zu
nutzen. Diese Bestrebungen sind ein
klares Zeichen dafür, wie real die Proli-
ferationsgefahr der zivilen Atomenergie
ist und welche Probleme insbesondere
mit der Urananreicherung, der Wieder-
aufarbeitung und den damit verbunde-
nen Fähigkeiten verbunden sind.

Die nukleare Zukunft

Nun heißt es, dass Atomenergie dem
Treibhauseffekt und damit dem Klima-
wandel entgegenwirken könnte. Um den
Ausstoß von Treibhausgasen deutlich zu
verringern müsste die Atomenergie aller-
dings um ein Vielfaches ausgebaut wer-
den. Daher stellt sich auch die Frage, was
dies für die Weiterverbreitung von Atom-
waffen bedeuten würde. Dabei lassen wir
für den Moment außer Acht, ob der Kli-
mawandel damit tatsächlich aufgehalten
würde und ignorieren auch die politischen
und wirtschaftlichen Hürden, die ein sol-
ches Expansionsszenario ohnehin als un-
realistisch erscheinen lassen.

Zur Verdeutlichung gehen wir hier da-
von aus, dass die Erzeugung von
Atomenergie auf 1.500 GW(e) an-
steigt, was etwa einer Vervierfachung
gegenüber heute entspricht. Im Jahr
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Abbildung 1: Hypothetische Verteilung von Anreicherungskapazitäten in einer 1.500-GW(e)-Welt, in der 56 Länder kommerzielle Leistungsreaktoren be-
treiben. In diesem Szenario verfügen 16 Länder über Uranreicherungsanlagen im großindustriellen Maßstab mit einer globalen Kapazität von 225.000
tSWU pro Jahr. Weniger als 5 tSWU werden für die Herstellung von genug hoch angereichertem Uran für eine Atomwaffe benötigt.
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2050 würden dann rund 28% des welt-
weiten Strombedarfs in Atomanlagen er-
zeugt, was weniger als eine Verdopplung
des nuklearen Marktanteils darstellt. Diese
1500 GW(e) entsprechen der Obergrenze,
die von der Studie »The Future of Nuclear
Power« des Massachusetts Institute of
Technology (MIT) angenommen wurde.8

Die meisten Studien zur zukünftigen
Entwicklung der Atomenergie gehen aus
Bequemlichkeit meist davon aus, dass
Kapazitäten für 1.000 GW(e), 1.500
GW(e) oder sogar 10.000 GW(e) »ein-
fach da« wären — so als seien die ent-
sprechenden Reaktoren und Anlagen nir-
gendwo konkret zu finden. Eine Ausnah-
me stellt hier die MIT-Studie dar, deren
Autoren nicht davor zurückschreckten,
Vorhersagen über die tatsächliche Vertei-
lung von Nuklearkapazitäten für ein sol-
ches globales Expansionsszenario zu ma-
chen. In dem 1.500-GW(e)-Szenario der
Studie würden 56 Länder kommerzielle
Atomanlagen betreiben, darunter auch
viele, die bisher keinen Atomstrom pro-
duzieren, wie z.B. Vietnam, Indonesien,
die Philippinen, Malaysia, Thailand,
Australien, Neuseeland, Österreich, Po-
len, die Türkei, Venezuela, Portugal, Is-
rael, Libyen, Algerien, Usbekistan, Ma-
rokko, Kyrgystan, Kasachstan, oder
Ägypten.9

Einfache Hochrechnungen erlauben
Aussagen über die Infrastruktur, die zur
Aufrechterhaltung des Brennstoffzyklus
in so vielen Atomstrom produzierenden
Ländern benötigt würde. Wir gehen hier
davon aus, dass vorwiegend die momen-
tan vorherrschende Druckwassertechno-
logie mit niedrig angereichertem Uran
und ohne Wiederaufarbeitung zum Ein-
satz käme. Diese Kombination wäre aus
Gründen der Nichtverbreitung klar all
den Szenarien vorzuziehen, die auf die
Wiederaufarbeitung und Abtrennung
von Plutonium setzen, da sich Plutoni-
um ohne weitere Bearbeitung für den
Atomwaffenbau eignet. Zum Betrieb die-
ses Reaktorparks würden weltweit aber –
nach heutigem Maßstab – gigantische
Anreicherungskapazitäten benötigt (siehe
Abbildung 1, S. 33).10

Die dafür erforderliche Infrastruktur
ist gewaltig, sowohl im Umfang als auch
in der Verteilung. Länder, die momentan
keine oder vernachlässigbare kleine kom-
merzielle Atomstromprogramme unter-
halten – wie beispielsweise der Iran, Pa-

kistan, Mexiko oder Indonesien – wür-
den in diesem Szenario großindustrielle
Anreicherungsanlagen errichten und be-
treiben. Es ist nicht schwer vorher zusa-
gen, dass dies regelmäßig zu Verdächti-
gungen, Anschuldigungen und interna-
tionalen Krisen führen würde. Schon
Irans Pläne für die Anlage in Natanz mit
einer maximalen Kapazität von 250
tSWU/Jahr haben international Beden-
ken ausgelöst; bei dem hier skizzierten
Ausbau der Atomenergie würde Iran aber
Anreicherungsanlagen mit einer Gesamt-
kapazität von über 3.000 tSWU/Jahr be-
treiben, nur um seinen Eigenbedarf an
Brennstoff zu decken. Zum Vergleich:
Im Prinzip kann schon mit weniger als 5
tSWU genug hochangereichertes Uran
für eine Atomwaffe pro Jahr hergestellt
werden.

Um die Entscheidung über Endla-
gerstätten für den Atomabfall hinaus zu
schieben, würden vermutlich auch mehr
Länder abgebrannte Brennelemente
wieder aufarbeiten (und als »Abfallpro-
dukt« dabei Plutonium abtrennen), ob-
wohl diese Technik wirtschaftlich kei-
neswegs attraktiv ist und erhebliche
Umwelt- und Proliferationsgefahren
birgt. Diese rücksichtslose Strategie, den
nuklearen Ball der nächsten Generation
zu zuspielen, wird schon heute von eini-
gen Ländern verfolgt, darunter Japan
und im Rahmen der neu propagierten
Global Nuclear Energy Partnership
(GNEP) voraussichtlich auch bald die
Vereinigten Staaten.

Da mit einer Ausweitung der Atom-
energie wie hier beschrieben auch er-
heblich größere Mengen Uran und Plu-
tonium im Umlauf und in den Lagern
gehalten würden, müssen neue Atom-
energieprogramme wohl überlegt wer-
den. Dies um so mehr, als jegliche Aus-
weitung der globalen Atomenergiepro-
duktion unweigerlich auch mit einer
Vielzahl größerer oder kleinerer For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten
einhergeht. Bezogen auf die Proliferati-
on stellt uns die Atomenergie hier vor
das wichtigste Dilemma: Ein Atompro-
gramm, das aus kommerzieller Sicht
klein oder sogar vollständig zu vernach-
lässigen ist, ist in der Regel durchaus
groß genug, um ein ansehnliches Atom-
waffenprogramm zu unterstützen.

Sollte die Atomenergie also rasch glo-
bal ausgeweitet werden, so wächst auch
die Gefahr von nuklearer Weiterverbrei-

tung, da viele Länder mit neuen Techno-
logien experimentieren werden. Selbst
wenn die Atomenergie dann doch nicht
in dem heute prognostizierten Ausmaß
wächst, würde doch das ständige »Proli-
ferationsrauschen« im internationalen Si-
cherheitssystem erheblich zunehmen und
es schwieriger machen, »echte« Prolifer-
ation zu erkennen und zu bekämpfen so-
wie zwischen legitimen und grundlosen
Ängsten vor heimlichen Militärprogram-
men zu unterscheiden. Wie der Irakkrieg
klar gemacht hat, kann die Angst vor
Proliferation zuerst geschürt und dann
zum Vorwand für einen Krieg genom-
men werden.

Atomenergie und Klimawandel

Könnte eine globale Expansion der
Kernenergie dem Klimawandel prinzi-
piell entgegenwirken? Die Möglichkei-
ten sind begrenzt, denn die Atomener-
gie dient vor allem der Stromprodukti-
on und hat auf die zwei Drittel der glo-
balen CO2-Emissionen, die beim direk-
ten Verbrauch von Brennstoffen (im
Englischen: Fuels-Used-Directly, FUDs)
für Verkehr, Heizung, Industrie und
Gewerbe entstehen, gar keinen Ein-
fluss.11 Das heißt, für den Großteil der
Treibhausgase wäre damit immer noch
keine Lösung gefunden.

Atomenergie könnte also bestenfalls
den Einsatz von Kohle substituieren, da
Strom vor allem aus diesem fossilen
Brennstoff erzeugt wird. Kohle gibt es
aber im Überfluss. Sie ist billig und wird
es auch auf viele Jahrzehnte bleiben. Es
ist daher naiv anzunehmen, dass global
auf Nutzung von Kohle verzichtet wer-
den wird. Länder mit großen Vorkom-
men billiger Kohle und raschem Wirt-
schaftswachstum werden auf jeden Fall
von ihren Kohlevorkommen Gebrauch
machen. So will China z.B. sowohl die
Kohlenutzung als auch die Atomstrom-
produktion ausweiten, wobei in den
nächsten zwanzig Jahren der Kohleein-
satz für die Erzeugung von Strom und
Wärme verdoppelt werden soll.12 Beden-
ken über die Klimafolgen können diesen
Prozess höchstens verlangsamen oder nur
unwesentlich eindämmen.

Offensichtlich bleibt der Klimawandel
also ein ungelöstes Problem, solange kei-
ne Lösung für das »Kohleproblem« ge-
funden werden kann. Verglichen mit den
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direkt verbrauchten Brennstoffen ist die
fast vollständig CO2-freie Stromproduk-
tion allerdings relativ einfach und mit
vorhandenen nicht-nuklearen Technolo-
gien machbar.13 Diese Variante erscheint
attraktiver als Investitionen in einen er-
heblichen Ausbau der Atomenergie.

Dieser Sicht folgt auch ein umfangrei-
cher Bericht, den die Sustainable Deve-
lopment Commission der britischen Re-
gierung 2006 vorstellte. Der Bericht
konstatiert, dass der Bau neuer Atoman-
lagen nicht die Antwort auf den Klima-
wandel ist und dass selbst eine Verdoppe-
lung der Nuklearkapazität von Großbri-
tannien bis zum Jahr 2030 den Kohlen-
dioxidausstoß kaum verringern würde.14

Er identifiziert fünf Hauptprobleme,
sollte die Nutzung von Atomenergie fort-
gesetzt oder ausgebaut werden: das Feh-
len bewährter Verfahren für die sichere
Endlagerung von Atomabfällen; die un-
gewissen aber hohen Kosten für Atom-
energie in der Zukunft; die unabdingba-
re Größe und Zentralisierung der Strom-
erzeugungs- und Verteilersysteme für
Atomenergie, die die Entwicklung klei-
ner Systeme für die Produktion und Ver-
teilung erneuerbarer Energie in der Zu-
kunft behindern; die negativen Auswir-
kungen dieser großindustriellen, anbie-
terorientierten Technologien auf die För-
derung von Energieeffizienz und schließ-
lich die mit der nuklearen Proliferation
verbundenen Sicherheitsrisiken.15 Diese
Probleme dürfen bei der Debatte über
die Zukunft von Atomenergie in keinem
Land ignoriert werden.

Außerdem gibt es Alternativen. So
wurde etwa im Jahr 1998 in einer Studie
für die Europäische Union ein Szenario
für ein europäisches Energiesystem ent-
wickelt, das auf erneuerbaren Energien
basiert und bis 2050 den CO2-Ausstoß
gegenüber 1990 um 80% reduziert, ob-
wohl es gleichzeitig den vollständigen
Ausstieg aus der Atomenergie vorsieht.16

Eine zentrale Schlussfolgerung dieser
und ähnlicher Studien ist, dass es keine
einfache, allgemeingültige technologische
Lösung für die Energieerzeugung gibt.
Vielmehr werden äußerst heterogene
Energiesysteme identifiziert, die stark
von länderspezifischen Bedingungen ab-
hängen: Offshore-Windanlagen domi-
nieren in Dänemark, während in Spa-
nien und anderen südeuropäischen Län-
dern die Solarthermik und Photovoltaik
naheliegenderweise einen Standortvorteil

haben. Diversifizierung bei der Stromer-
zeugung muss unbedingt einhergehen
mit einem verringerten Verbrauch von
Primärenergien in allen Sektoren unserer
modernen Gesellschaften. Die Liste not-
wendiger Schritte ist lang, und diese
Schritte müssen rasch eingeleitet werden.
Mit jedem Jahr, das ungenutzt ver-
streicht, entstehen weitere Engpässe und
werden die Kosten des notwendigen Poli-
tikwechsels erhöht.

Schlussfolgerungen

Die Hoffnungen, die in die Nukleartech-
nologie gesetzt werden, sind so alt wie
die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die
ihr zugrunde liegen. In den vergangenen
60 Jahren hat sich gezeigt, wie viele Pro-
bleme die Atomtechnologie aufwirft. Be-
sonders erheblich sind die Risiken
und Folgen eines Atomunfalls, die
wir hier nicht diskutiert haben, sowie
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die Gefahr, dass Anlagen, Materialien
und Know-how für die vermeintlich
»friedliche« Nutzung von Atomenergie
für Atomwaffenprogramme genutzt wer-
den. Das Festhalten an oder ein erhebli-
cher Ausbau von Atomenergie würde
diese Gefahren nur fortschreiben und
vergrößern. Und sogar die MIT-Studie
von 2003 kommt zu dem Schluss, dass
keine technologische Lösung für diese
Probleme in Sicht ist:

„Wir können nicht feststellen und auf der
Basis unseres momentanen Wissens auch
nicht glauben, dass realistischerweise mit
neuen Reaktor- und Brennstoffzyklustechno-
logien zu rechnen ist, die eine Antwort auf
die Kosten-, Sicherheits-, Abfall- und Proli-
ferationsprobleme geben würden.“ 17

Zudem würde schon ein einziger grö-
ßerer Unfall höchst wahrscheinlich jeden
Versuch zunichte machen, Atomenergie
auf dem momentanen Stand zu halten
oder weiter auszubauen. Würde sich ein
entsprechender Unfall in den USA oder
Westeuropa ereignen, würde das mit Si-
cherheit das endgültige Ende der Atom-
energie in diesen Regionen bedeuten.
Die bis dahin getätigten Investitionen in
eine teure und unflexible Technologie
wären für immer verloren und der Bei-
trag zum Klimaschutz quasi »negativ«, da
erneuerbare Energien dementsprechend
vernachlässigt wurden. Nur die globalen
Proliferationsgefahren würden zunächst
weiterbestehen.

Angesichts dieser Perspektiven stellt
sich die Frage, warum Atomenergie
heute überhaupt als Lösung des Ener-
gie- und Klimaproblems in Erwägung
gezogen wird. Noch immer scheint Nu-
kleartechnologie mit technologischem
Fortschritt gleichgesetzt zu werden. An-
dere haben darauf hingewiesen, dass die
Befürworter der Atomenergie immer im
»Futur« reden, d.h. „darüber, was sie in
Zukunft bringen wird anstatt darüber,
was sie schon hinterlassen hat oder was die
Aufrechterhaltung der Infrastruktur der
Gesellschaft abfordert.“ 18 Auch deshalb
bleiben Öffentlichkeit und Eliten wei-
terhin einer Ideologie des »Fortschritts«
verhaftet, die bequeme Gewohnheiten
mit hohem und ineffizienten Energie-
verbrauch bevorzugt.

Die Zerreißprobe zwischen der Angst
vor dem Atom und dem Unwillen, Ge-
wohnheiten zu ändern, kommt in einer
Meinungsumfrage zum Ausdruck, die

2006 in 18 Ländern mit und ohne grö-
ßere Nuklearindustrie für die Interna-
tionale Atomenergiebehörde (IAEO)
durchgeführt wurde. Sie ergab, dass die
meisten Menschen gegen den Bau neuer
Kernreaktoren sind (59%), gleichzeitig
aber den Weiterbetrieb vorhandener Re-
aktoren befürworten (62%).19 Daraus
lässt sich schließen, dass die Uhr für die
nukleare Zukunft langsam abläuft,
wenn nun bald alte Kernkraftwerke
weltweit abgeschaltet werden, der Bau
neuer Anlagen aber keine Unterstüt-
zung findet.

Anstatt also das allmähliche Ver-
schwinden der Atomenergie abzuwar-
ten, sollte die internationale Gemein-
schaft aus der Not lieber eine Tugend
machen. Wir brauchen umfassende Plä-
ne, wie wir unsere Abhängigkeit vom
Atomstrom reduzieren, wie wir in
Stromeinsparung, Energieeffizienz und
erneuerbare Energien investieren und
wie wir unser Sozialleben und die Wirt-
schaft sicherer und ökologisch nachhal-
tig gestalten können.
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